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(Nr. 14409.) Verordnung über die Erſte Anderung der Beſoldungsordnung. Vom 21. Dezember 1937. 


Auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Neufaſſung der Beſoldungsordnung vom 
16. November 1937 (Geſetzſamml. S. 125) wird folgendes verordnet: 


1. 

Die Beſoldungsordnung für die planmäßigen Beamten der Preußiſchen Staatsverwaltung in 
der Faſſung vom 16. November 1937 (Geſetzſamml. S. 125) wird im Abſchnitt „A. Aufſteigende 
Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen“ wie folgt geändert: 

1. In der Beſoldungsgruppe 2b iſt im Abſchnitt Miniſterium des Innern 

ſtatt „Obermedizinalräte als Amtsärzte und Leiter großer, beſonders bedeutungs— 


voller Geſundheitsämter“, 

„Medizinalrat als Direktor des Medizinalunterſuchungsamts in Breslau“ 

zu ſetzen „Obermedizinalräte als Amtsärzte und Leiter beſonders großer Geſundheits— 
ämter mit mindeſtens 4 planmäßigen Arzten“, 

„Obermedizinalrat als Direktor des Medizinalunterſuchungsamts in Breslau“. 


2. Die Beſoldungsgruppe 2 c 1 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abſchnitt Miniſterium des Innern iſt 
ſtatt „Medizinalräte als Amtsärzte und Leiter großer Geſundheitsämter“ 
zu ſetzen „Medizinalräte als Amtsärzte und Leiter großer Geſundheitsämter mit 
mindeſtens 2 planmäßigen Arzten“. 

b) Im Abſchnitt Bergverwaltung iſt 
ſtatt „Erſte Bergräte an Bergrevieren mit 3 und mehr höheren techniſchen Beamten“ 
zu ſetzen „Erſte Bergräte an Bergrevieren mit mindeſtens 3 planmäßigen Stellen des 
höheren techniſchen Dienſtes“. 


3. In der Beſoldungsgruppe 2 c 2 ift im Abſchnitt Min iſterium des Innern 
ſtatt „Medizinalräte als Amtsärzte und Leiter von Geſundheitsämtern“, 
„Medizinalräte als ſtellvertretende Amtsärzte“ 
zu ſetzen „Medizinalräte als Amtsärzte der Geſundheitsämter, ſoweit nicht in der 
Beſoldungsgruppe 26 1“, 
„Medizinalräte als ſtellvertretende Amtsärzte der Geſundheitsämter“. 


4. Die Beſoldungsgruppe 3 b wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſchnitt Forſtverwaltung iſt vor Forſtamtmänner einzufügen: 
Miniſterialkanzleivorſteher bei dem Preußiſchen Landesforſtamte. 
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b) Hinter Abſchnitt Lotterie verwaltung iſt folgender Abſchnitt einzufügen: 
Staatsminiſterium: 
Miniſterialkanzleivorſteher. 

e) In den Abſchnitten Finanzminiſterium, Min iſterium des Innern, 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, 
Wirtſchaftsminiſterium und Landwirtſchaftliche Verwaltung 
iſt an erſter Stelle einzufügen: 

Miniſterialkanzleivorſteher. 

d) Hinter Abſchnitt Verkehrsminiſterium iſt anzufügen: 
Oberrechnungskammer: 
Miniſterialkanzleivorſteher. 

5. In der Beſoldungsgruppe 4 b 1 iſt im Abſchnitt Miniſterium des Innern 
hinter Regierungsoberinſpektoren im Miniſterium und bei dem Oberverwaltungsgericht 
einzufügen: 

Kreisoberinſpektoren. 

6. In der Beſoldungsgruppe 4 b 2 iſt im Abſchnitt Miniſterium des Innern zu 

ſtreichen: 
Kreisoberinſpektoren. 


7. Die Beſoldungsgruppe 4% 2 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſchnitt Forſtverwaltung iſt zu ſtreichen: 
Kanzleivorſteher bei dem Preußiſchen Landesforſtamte. 
b) Im Abſchnitt Staatsminiſterium iſt zu ſtreichen: 
Kanzleivorſteher im Staatsminiſterium. 

e) In den Abjchnitten Finanzminiſterium, Miniſterium für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, Wirtſchafts— 
miniſterium und Landwirtſchaftliche Verwaltung iſt zu 
ſtreichen: 


Kanzleivorſteher im Miniſterium. 

d) Im Abſchnitt Miniſterium des Innern iſt 
ſtatt „Kanzleivorſteher im Miniſterium und bei dem Oberverwaltungsgerichte“ 
zu ſetzen „Kanzleivorſteher bei dem Oberverwaltungsgerichte“. 

e) Der Abſchnitt Oberrechnungskammer iſt zu ſtreichen. 


8. Die Beſoldungsgruppe 7 b wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſchnitt Forſtverwaltung iſt 
ſtatt „Verwaltungsaſſiſtenten bei dem Preußiſchen Landesforſtamte (k. w.)“ 
zu ſetzen „Verwaltungsaſſiſtent bei dem Preußiſchen Landesforſtamte“. 
b) Im Abſchnitt Staatsminiſterium iſt 
ſtatt „Verwaltungsaſſiſtenten im Staatsminiſterium (k. w.)“ 
zu ſetzen „Verwaltungsaſſiſtent im Staatsminiſterium“. 

c) In den Abſchnitten Finanzminiſterium, Miniſterium für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, Wirtſchafts— 
miniſterium und Landwirtſchaftliche Verwaltung iſt 

ſtatt „Verwaltungsaſſiſtenten im Miniſterium (k. w.)“ 
zu ſetzen „Verwaltungsaſſiſtent im Miniſterium“. 
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d) Im Abſchnitt Miniſterium des Innern iſt 
ſtatt „Verwaltungsaſſiſtenten im Miniſterium und bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte (k. w.)“ 
zu ſetzen „Verwaltungsaſſiſtent im Miniſterium“, 
„Verwaltungsaſſiſtent bei dem Oberverwaltungsgerichte“. 
e) Im Abſchnitt Oberrechnungskammer iſt 
ſtatt „Verwaltungsaſſiſtenten (k. w.)“ 
zu ſetzen „Verwaltungsaſſiſtent“. 


8 2. 
(1) Es treten in Kraft 5 5 
mit Wirkung vom 1. April 1937 die Anderungen im § 1 Nr. 1, 2 und 3, 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1937 die Anderungen im § 1 Nr. 4, 5, 6 und 7, 
mit Wirkung vom 1. April 1938 die Anderung im § 1 Nr. 8. 


(2) Die nach Abſ. 1 erwachſenden Mehrausgaben können, ſoweit erforderlich, mit Wirkung vom 
1. Oktober 1937 über die Anſätze des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1937 hinaus geleiſtet 
werden. 5 


Berlin, den 21. Dezember 1937. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 


(Nr. 14410.) Verordnung über die Einführung des für die Beamten und Lehrperſonen im Reiche und 
in Preußen geltenden Beſoldungsrechts in den auf Preußen übergegangenen Gebiets⸗ 
teilen. Vom 26. November 1937. j N 


Auf Grund des $ 6 der Dritten Durchführungsverordnung zum Geſetz über Groß-Hamburg 
und andere Gebietsbereinigungen vom 13. März 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 303) wird folgendes 
verordnet: 


§ 1. 

In den auf Preußen übergegangenen Gebietsteilen wird mit Wirkung vom 1. April 1938 
das im Reiche und in Preußen für die Beamten und Lehrperſonen geltende Beſoldungsrecht allge: 
mein eingeführt. i . 

8 2. 

(1) Sind die Dienſtbezüge, die einem Beamten oder einer Lehrperſon am 31. März 1938 
nach den bisher maßgebenden Beſoldungsvorſchriften zugeſtanden haben, höher als die nach § 1 
zuſtändigen Dienſtbezüge, ſo wird eine nichtruhegehaltfähige Ausgleichszulage gewährt. 

(2) Die Ausgleichszulage wird berechnet und gezahlt nach den Vorſchriften des § 2 Abſ. 2 
bis 4 des Geſetzes über die achtundzwanzigſte Anderung des Reichsbeſoldungsgeſetzes vom 19. März 
1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 339 9))9: . a „ 

§ 3. 

Die Ausführung dieſer Verordnung erfolgt durch den Finanzminister und die beteiligten 
Miniſter; ſie entſcheiden auch in Zweifelsfällen, in welche Beſoldungsgruppe ein Beamter oder 
eine Lehrperſon überzuleiten iſt. b 90 ne a ı ss 46 1 
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§ 4. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1938 in Kraft. 


Berlin, den 26. November 1937. 
Der Reichs- und 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für 
Der Preußiſche Preußiſche Miniſter Wiſſenſchaft, Erziehung 
Finanzminiſter. des Innern. und Volksbildung. 
In Vertretung: In Vertretung: 
Po pitz. 1 Pfundtner. Zſchintzſch. 


(Nr. 14411.) Erlaß über die Beendigung des Beamtenverhältniſſes im ehemaligen oberſchleſiſchen 
Abſtimmungsgebiet. Vom 24. Dezember 1937. 


Durch den Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Verſetzung von oberſchleſiſchen 
Beamten in den Ruheſtand vom 10. Dezember 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1347) iſt mir für Preußen 
zur Durchführung des § 2 des Geſetzes über Maßnahmen im ehemaligen oberſchleſiſchen Abjtim- 
mungsgebiet vom 30. Juni 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 717) das Recht übertragen worden, ober— 
ſchleſiſche Beamte in den Ruheſtand zu verſetzen und zu entlaſſen. Auf Grund dieſer Ermächtigung 
übertrage ich die Ausübung dieſes Rechtes in vollem Umfang auf die Herren Staatsminiſter für 
die ihnen unterſtellten Verwaltungen. Eine Weiterübertragung durch die Herren Staatsminiſter 
auf die ihnen nachgeordneten Behörden findet nicht ſtatt. 

Die für die preußiſchen Beamten auszuſtellenden Urkunden ſind von dem ermächtigten Fach- 
miniſter, ſeinem Vertreter oder einem beauftragten Beamten mit der Eingangsformel: 

„Im Namen des Führers und Reichskanzlers 
verſetze ich 
. cc 
gemäß § 2 des Geſetzes über Maßnahmen im ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet vom 
30. Juni 1937 in den Ruheſtand“ 
und mit der Schlußformel: 
„Für den Miniſterpräſidenten 
Der Miniſter . 


a) (Name des Miniſters)“ ö oder 
b) „In Vertretung ö N 

(Name)“ ö oder 
c) „Im Auftrage 

(Name)“ 


zu vollziehen. 
Die auf Grund des § 2 Nr. 2 Satz 2 und § 2 Nr. 3 des Geſetzes vom 30. Juni 1937 auszu⸗ 
ſtellenden Urkunden für die zu entlaſſenden Beamten ſind entſprechend auszufertigen. 


Berlin, den 24. Dezember 1937. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


In Vertretung: 
Körner. 
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